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Beschlussvorschlag 3 (Lararforbundet, Sweden) 

“Abänderungsvorschlag zu den Satzungen (Statuten) der  Bildungsinternationale in Europa und ETUCE”

(a) Aufhebung aller bestehenden Satzungen/Statute von Nr. 1 bis Nr.12.

(b) Erneuerung der Satzungen/Statute, einschließlich der Präambel, der Abschnitte Nr. 1 bis Nr. 14, der Anhänge sowie der Übergangsregelungen, das Dokument mit dem Titel Satzungen/Statute ist beigefügt.
Vorgelegt von: Lararforbundet (Sweden)
-----------

Anhang 1 – Satzungen (Statute)

SATZUNG

Europäisches Gewerkschaftskomitee für Bildung und Wissenschaft 

(EGBW)


BI-REGIONALSTRUKTUR IN EUROPA

Präambel:
Politisch betrachtet gehören der  Bildungsinternationalen  der Europäischen Regionen der Organisationen sowohl Länder innerhalb als auch außerhalb der EU-/EFTA-Zone an. Darüber hinaus haben zahlreiche Länder außerhalb des EU-/EFTA-Raums eine besondere Beziehung zur EU, da sie als beitrittswillige oder potentiell beitrittswillige Länder gelten.

Es wird anerkannt, dass die Existenz der Europäischen Union innerhalb der Europäischen Region besondere Umstände hervorruft, die sich auf die Funktionsweise der Regionalstrukturen auswirkt. In diesem Zusammenhang wird die Regionalstruktur in Europa bei der Festlegung und Umsetzung der Regionalpolitiken und –programme, bei der Vertretung der europäischen Mitglieder der BI bei der EU und anderen Europäischen Institutionen sowie bei der Feststellung eines Haushalts und eines zusätzlichen Mitgliedsbeitrages eigenständig entscheiden können. Die Verwirklichung einer derartigen Autonomie muss mit der Satzung und der Geschäftsordnung der BI in Einklang stehen.   

Die Regionalstruktur setzt sich aus allen Mitgliedsorganisationen der BI in Europa zusammen und darüber hinaus wird im Besonderen den Bedürfnissen der Organisationen in Ländern außerhalb der EU-/EFTA-Zone Rechnung getragen.

Das Funktionieren der Struktur wird durch die Mitarbeiter im Regionalbüro unterstützt, die von der BI als ihr Arbeitgeber beschäftigt werden. Die BI stellt logistische und finanzielle Unterstützung für das Funktionieren der Struktur bereit und verpflichtet sich, für eine angemessene Personalausstattung und Unterstützung zu sorgen, so dass eine gut funktionierende Organisation aufrechterhalten werden kann.  In diesem Zusammenhang schafft die BI eine neue Stelle eines Regionalkoordinators, der den Regionaldirektor bei EU-Angelegenheiten unterstützt.

Die politische Verantwortung für die Führung einer Region in regionalspezifischen Angelegenheiten obliegt dem gewählten Amtsträger oder zumindest einem, der mit einer besonderen politischen Bevollmächtigung unter der gesamtpolitischen Verantwortung des Präsidenten für die Ausschusspolitiken und Strategien in EU-Angelegenheiten betraut wird. Diese Person berät den Regionaldirektor bei EU-Angelegenheiten. 

1 NAME

Die Regionalstruktur der Bildungsinternationale in Europa findet im Europäischen Gewerkschaftskomitee für Bildung und Wissenschaft (EGBW) ihren Ausdruck.

2 MITGLIEDSCHAFT


2.1 Zusammensetzung
Mitglieder des EGBW sind die BI-Mitgliedsorganisationen der Europäischen Regionen, wie sie vom Vorstand gemäß Artikel 18 der BI-Geschäftsordnung definiert sind.

2.2 Beziehungen zum EGB

Das EGBW ist der Europäische Branchenverband  für den Bildungssektor des Europäischen Gewerkschaftsbundes (EGB). Die Mitgliedsorganisationen des EGBW in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union und der Europäischen Freihandelszone (EFTA) sind bei ihren Entscheidungen im Hinblick auf die Europäische Union und ihre Abteilungen ungebunden. 

3 ZWECK und ZIELE

(a) Förderung und Umsetzung der Ziele der Bildungsinternationale (BI) in der Europäischen Regionen.

(b) Beratung des BI-Vorstands bezüglich seiner Politik und Aktivitäten, die von der BI in den Europäischen Regionen durchgeführt werden, einschließlich der Ausarbeitung von Kommentaren auf Vorschläge und politische Entscheidungen von anderen internationalen Organisationen wie OECD oder UNESCO.

(c) Struktur und Pflege von positiven Beziehungen zu Organisationen in Europa mit ähnlichen Zwecken und Zielen, einschließlich zum EGB und PERC (Paneuropäischer Regionalrat)/IGB.

(d) Ausarbeitung und Förderung von politischen Interessen in Bezug auf den Europarat und andere derartige europäische zwischenstaatliche Institutionen, die für die Bildungsgewerkschaften für relevante Themen zuständig sind.

(e) Förderung der Entwicklung starker unabhängiger und demokratischer Bildungsgewerkschaften in allen Europäischen Regionen. 

(f) Ausarbeitung und Förderung von politischen Interessen in Bezug auf Angelegenheiten der Europäischen Union (EU) und EFTA.

(g) Vertretung der Mitgliedsorganisationen in den beratenden Ausschüssen der EU und in EU-Sitzungen.

(h) Kommentare zu Vorschlägen, politischen Themen und Entscheidungen der EU, die die Mitglieder der Bildungsgewerkschaften in Europa betreffen.

(i) Ausarbeitung und Umsetzung von Projekten und Programmen zur verstärkten Wahrnehmung der Interessen der Bildungsgewerkschaften in den Europäischen Regionen und im Besonderen in den EU-/EFTA-Ländern.

(j) Ist für die Beschäftigten im Bildungswesen der Sozialpartner im sozialen Dialog in der EU. 

(k) Vertritt als Branchenverband die Bildungsgewerkschaften in den EGB-Strukturen.

4 STRUKTUR

Die Struktur des EGBW: 

4.1       Führungsorgane

(a) 
Die EGBW-Konferenz  gemäß Artikel 5.3. der Satzung 

(b) 
Der EGBW-Ausschuss gemäß Artikel 8.2. der Satzung 

(c) 
Der EGBW-Vorstand gemäß Artikel 6.2. der Satzung

(d) 
Die EGBW-Sonderkonferenz gemäß Artikel 7.1. der Satzung

4.2       Beratungsorgane

(a) EGBW-Beratungsausschüsse

(b) Ständige Ausschüsse

(c) Foren und Netzwerke

(d) Arbeitsgruppen 

4.3       Sekretariat

Das Sekretariat besteht aus dem Obersten Regionalkoordinator für Europa, der den Titel EGBW-Regionaldirektor trägt, sowie aus Fachkräften und Experten, die für eine zeitweilige Unterstützung des Direktors benannt werden. 

4.4       Mitglieder des BI-Vorstands in Europa 

Die Mitglieder des BI-Vorstands in Europa sind nicht wahlberechtigte Mitglieder der Führungsorgane (ex-officio). Sie sind berechtigt, an den Sitzungen der Führungsorgane teilzunehmen und das Wort zu ergreifen, haben jedoch kein Stimmrecht. Die Mitgliedschaft in den Führungsorganen hindert die Mitgliedsorganisationen keinesfalls daran, in Übereinstimmung mit der vorliegenden Satzung Vertreter in diese Führungsorgane zu wählen.

5 DIE EGBW-REGIONALKONFERENZ

5.1 Ankündigung 

(a) Die Vorankündigung für die EGBW-Regionalkonferenz wird vom Vorstand mindestens sechs Monate vor dem Eröffnungstag der Konferenz bekanntgegeben.

(b) Die endgültige Einladung zur EGBW-Regionalkonferenz mit Tagesordnung und vorläufiger Mitteilung der Berechtigung für Delegierte und Stimmen wird vom Vorstand mindestens drei Monate vor dem Eröffnungstag der EGBW-Re​gionalkonferenz bekanntgegeben.  

(c) Diese sowie alle anderen offiziellen Unterlagen, die vom EGBW-Sekretariat für die EGBW-Regionalkonferenz erarbeitet werden, werden in den offiziellen Arbeits​sprachen des EGBW herausgegeben. 

5.2 Funktionen

Eine ordentliche Sitzung der EGBW-Regionalkonferenz, nachstehend die Konferenz genannt, ist mit den folgenden Aufgaben betraut: 

(a) Wahl des Präsidenten, der stellvertretenden Präsidenten sowie der Mitglieder des EGBW-Ausschusses;

(b) Festlegung ihrer Politik, Handlungsgrundsätze und Programme des EGBW; 

(c) Behandlung der laut Geschäftsordnung vorgelegten Beschlüsse oder Änderungsanträge;

(d) Genehmigung des Tätigkeitsberichts, des Finanzberichts und des Haushaltsentwurfs;

(e) Festlegung von zusätzlichen Mitgliedsbeiträgen;

(f) Ernennung von drei Personen als interne Rechnungsprüfer.

5.3    Delegierte und Beobachter

(a) Die Konferenz setzt sich zusammen aus Delegierten, welche die Mitgliedsorganisationen vertreten, wie auch aus den Mitgliedern des scheidenden EGBW-Ausschusses. 


(b) Jede Mitgliedsorganisation hat Anspruch auf einen Delegierten und einen zusätzlichen Delegierten je 20.000 Mitglieder oder einen Bruchteil davon, für den sie zusätzliche Mitgliedsbeiträge bezahlt, insgesamt dürfen es jedoch nicht mehr als 25 Delegierte sein. 

(c) Reisekosten und Auslagen für Konferenzdelegierte übernehmen die nominierenden Mitgliedsorganisationen. Beihilfen für derartige Ausgaben können Delegierte von bestimmten Organisationen in Übereinstimmung mit den Vereinbarungen für den BI-Weltkongress erhalten. 

(d) Reisekosten und Auslagen für die Mitglieder des EGBW-Ausschusses werden aus EGBW-Mitteln bezahlt.

(e) Mitgliedsorganisationen können in die Konferenz Beobachter, die jedoch kein Stimmrecht haben, entsenden. Die Anzahl der Beobachter aus Organisationen kann auf Beschluss des Büros begrenzt werden, kann aber auf keinen Fall höher sein als die Anzahl der akkreditierten Delegierten der einzelnen Organisationen. 

(f) Reisekosten und Auslagen für Beobachter übernehmen die nominierenden Organisationen.

(g) Mitgliedsorganisationen haben dem Büro die Namen ihrer Delegierten und Beobachter mindestens einen Monat vor dem Eröffnungstag der Konferenz mitzuteilen. 

(h) Mitgliedsorganisationen können stellvertretende Delegierte benennen. Die Namen der benannten Stellvertreter sind dem Sekretariat mindestens drei Tage vor der Eröffnung der Konferenz durch den offiziellen Korrespondenten der interessierten Mitgliedsorganisation bekanntzugeben.

5.4   Stimmberechtigung

(a) Die Stimmen für jede Mitgliedsorganisation, die ihren gesamten Mitgliedsbeitrag mindestens eine Woche vor der Konferenz entrichtet hat, werden wie folgt zugeteilt:

· Bis 1.000 Mitglieder:   1 Stimme

· Über 1.000 Mitglieder: 1 zusätzliche Stimme je 1.000 Mitglieder oder einen  Bruchteil davon.

(b) Nur Mitgliedsorganisationen aus EU- oder EFTA-Ländern haben das Recht, über Entscheidungen abzustimmen, welche auf Beschluss des Vorstands ausschließlich die EU betreffen. 

(c) Mitgliedsorganisationen erhalten mindestens drei Monate vor dem Eröffnungstag der Konferenz vom Büro die vorläufige Mitteilung über die Anzahl der Delegierten und die ihnen zugeteilten Stimmen. 

(d) Ein Mandatsprüfungsausschuss wird vom Büro vor der Eröffnung der Konferenz ernannt, der die Zuteilung der Delegiertenmandate und Stimmrechte für jede Mitgliedsorganisation überprüft und festlegt. Der Bericht des Mandatsprüfungsausschusses wird bei der Eröffnungssitzung der Konferenz zur Billigung vorgelegt. 

5.5     Abstimmungsverfahren

(a) Die Abstimmung erfolgt normalerweise durch Hochheben der Wahlkarten/Mandate.

(b) Beschlüsse werden normalerweise mit einfacher Mehrheit der anwesenden und abstimmungsberechtigten Delegierten gefasst.

(c) Vertreter von mindestens zwanzig Mitgliedsorganisationen können eine Abstimmung durch Aufruf des Namens zu grundsätzlich allen beschlussfähigen Themen verlangen. Für eine derartige Abstimmung gelten für die Auszählung der Stimmen der einzelnen Organisationen dieselben Vorschriften wie bei der Durchführung von Wahlen. Der Delegiertenaufruf muss vor der Abstimmung zu einer Angelegenheit durchgeführt werden. Eine Abstimmung mit Namensaufruf kann erst nach der Billigung des Berichts des Mandatsprüfungsausschusses durch die Konferenz erfolgen. 

(d) Eine Mitgliedsorganisation kann sich durch eine andere Mitgliedsorganisation bei der Abstimmung durch Vollmacht vertreten lassen. Die Vollmacht erteilende Organisation muss vor der Eröffnung der Konferenz den Präsidenten davon schriftlich in Kenntnis setzen. Keine Mitgliedsorganisation darf  für mehr als zwei Organisationen stellvertretend abstimmen. Diese Bestimmung ist nur auf das Abstimmungsverfahren für die Wahlen für den EGBW-Ausschuss gemäß Artikel 6 der Satzung beschränkt. 

5.6    Häufigkeit der Konferenz

(a) Die EGBW-Konferenz wird als ordentliche Sitzung mindestens einmal alle vier Jahre einberufen.

(b) Ort, Datum und vorläufige Tagesordnung der Konferenz werden vom EGBW-Ausschuss festgelegt. Die Benachrichtigung über die Einberufung der Konferenz erfolgt mindestens drei (3) Monate vor dem geplanten Datum.

(c) Eine Außerordentliche EGBW-Konferenz wird vom EGBW-Ausschuss durch Beschluss mit einer Zweidrittelmehrheit einberufen. Eine Außerordentliche Konferenz kann auch auf formalen und entsprechend begründeten Antrag von mindestens zehn (10) Mitgliedsorganisationen, die gemeinsam mindestens ein Viertel der entrichteten Mitgliedsbeiträge vertreten, einberufen werden. Der Antrag muss diezu behandelnden Themen für die Außerordentliche Konferenz enthalten, die dem Zweck und den Zielen des EGBW entsprechen. Die Benachrichtigung über die Einberufung der Außerordentlichen Konferenz muss mindestens zwei (2) Monate vor dem geplanten Datum erfolgen, es sei denn der EGBW-Ausschuss bestimmt, dass die extreme Dringlichkeit der Angelegenheit eine kürzere Mitteilungsfrist erfordert.

5.7 Beschlüsse und Änderungsanträge zur Satzung

(a) Die Konferenz kann über eine Satzungsänderung mit einer Zweidrittelmehrheit abstimmen. Die geänderte Satzung muss dem Vorstand der Bildungsinternationale zur Billigung vorgelegt werden. 

(b) Satzungsänderungsvorschläge zur Erörterung in einer ordentlichen Sitzung der Konferenz, müssen dem Büro von Mitgliedsorganisationen oder vom Ausschuss in einer der offiziellen EGBW-Sprachen mindestens drei Monate vor dem Eröffnungstag der Konferenz vorgelegt werden. Derartige Satzungsänderungen werden vom Büro den Mitgliedsorganisationen mindestens einen Monat vor dem Eröffnungstag der Konferenz zugesendet.

(c) Beschlüsse zur Erörterung in einer ordentlichen Sitzung der Konferenz, müssen  dem Büro von Mitgliedsorganisationen oder vom Ausschuss in einer der offiziellen EGBW-Sprachen mindestens einen Monat vor dem Eröffnungstag der Konferenz vorgelegt werden. Derartige Beschlüsse werden vom Büro an die Mitgliedsorganisationen in einer der offiziellen Sprachen mindestens eine Woche vor dem Eröffnungstag der Konferenz zugesendet.

(d) Dringlichkeitsbeschlüsse zur Erörterung auf der Konferenz, die sich auf Angelegenheiten zwischen dem letzten Datum für die Vorlage von gewöhnlichen Beschlüssen und dem Eröffnungstag der Konferenz beziehen, können dem Sekretariat vor Ende der Eröffnungssitzung der Konferenz vorgelegt werden. Das scheidende Büro tritt zusammen und entscheidet darüber, ob derartige Beschlüsse der Konferenz unterbreitet werden sollen oder nicht.  

5.8 Geschäftsordnung/Vorschriften für die Debatte

(a) Die Geschäftsordnung/Vorschriften für die Debatte sind im Anhang Eins zu finden.

(b) Vorschläge zur Abänderung der Geschäftsordnung/Vorschriften für die De​​batte müssen dem Büro mindestens einen Monat vor dem Eröffnungstag der Konferenz vorgelegt werden. 

(c) Die Geschäftsordnung/Vorschriften für die Debatte können mit einfacher Mehrheit der akkreditierten Delegierten abgeändert werden. 

6 DER EGBW-AUSSCHUSS


6.1 Funktionen

Der EGBW-Ausschuss leitet die Arbeiten und Aktivitäten der Regionalstruktur zwischen den alle vier Jahre stattfindenden Konferenzen. Er tritt mindestens zweimal pro Jahr zusammen. Der Ausschuss ist mit den folgenden Aufgaben betraut:

(a) Erstellung der Tagesordnung der EGBW-Konferenz;

(b) Überprüfung der Durchführung der Entschließungen und Entscheidungen der Konferenz;

(c) Einleitung von politischen Themen und Aktionen in Übereinstimmung mit den Beschlüssen und Entscheidungen der Konferenz;

(d) Überprüfung und Genehmigung des Haushalts und Vorstellung des Etats während der Konferenz;

(e) Präsentation seines Berichts über seine Entscheidungen und Aktivitäten auf der Konferenz;

(f) Ernennung eines Schatzmeisters aus der Mitte seiner Mitglieder;

6.2 Zusammensetzung

             Der EGBW-Ausschuss setzt sich zusammen aus:

(a) dem Präsidenten;

(b) sechs (6) stellvertretenden Präsidenten, wobei mindestens einer von ihnen aus einem Nicht-EU/EFTA-Land stammen sollte;

(c) einer (1) Person aus jedem Land;

(d) einer (1) zusätzlichen Person aus jedem Land mit über 250.000 beitragszahlenden Mitgliedern, aber nicht mehr als 500.000;

(e) einer (1) weiteren Person aus jedem Land mit über 500.000 beitrags​zahlenden Mitgliedern.

(f) Mindestens siebzehn (17) Mitglieder des Ausschusses müssen Frauen sein, von diesen mindestens drei Amtsträgerinnen; gesetzt den Fall, dass für die ordentlichen Sitze im Ausschuss zu wenig Frauen zwecks Erfüllung der Quoten ernannt werden, wird die Angelegenheit gemäß den Bestimmungen der Satzungen 6.3.3 (d) behandelt.  

(g) dem Regionaldirektor (Oberster Regionalkoordinator), der ein nicht wahl​berechtigtes Mitglied des Ausschusses (ex-officio) ist;

(h) keine nationale Organisation darf mehr als ein (1) Ausschussmitglied haben, außer den Mitgliedern, die sich nachstehend aus (ix) ergeben, wobei der Regionaldirektor nicht mitgezählt wird;

(i) den Mitgliedern des BI-Vorstands aus Europa und den Vorsitzenden der beiden Ständigen Ausschüsse, die nicht wahlberechtigte Mitglieder (ex-officio) des Ausschusses sind. Sie haben auf das Ergebnis der Wahlen in Übereinstimmung mit den nachstehend aufgeführten Regeln keinen Einfluss.

6.3 Wahl der Amtsträger und des Ausschusses

Die Amtsträger und die weiteren Mitglieder des Ausschusses werden auf der EGBW-Konferenz gewählt.

6.3.1   Nominierungsverfahren

(i) Kandidaten für die Wahl des Präsidenten oder der stellvertretenden Präsidenten werden von einer Mitgliedsorganisation mittels schriftlichen Mitteilung an das Büro mindestens einen Monat vor dem Eröffnungstag der Konferenz nominiert. Kandidaten für den Posten des Präsidenten, die nicht in diese Position gewählt werden, sind automatisch für die Wahl eines stellvertretenden Präsidenten nominiert, es sei denn, der Kandidat erklärt sich in einer schriftlichen Mitteilung, die an den Vorsitzenden vor der Wahl der stellvertretenden Präsidenten zu richten ist, nicht damit einverstanden. 

(ii) Kandidaten für die Wahl für Ländersitze im Ausschuss müssen von einer Mitgliedsorganisation aus dem entsprechenden Land mittels schriftlicher Mitteilung an das Büro vor der vom Büro festgesetzten Frist  auf der Konferenz nach der Wahl für die stellvertretende Präsidenten nominiert werden. 

(iii) Die Wahlen der Mitglieder des EGBW-Ausschusses dürfen erst dann abgehalten werden, wenn eine Mindestanzahl von Kandidaten nominiert ist, die den Anforderungen dieser Satzung entsprechen.

(iv) Ist die Anzahl der Kandidaten größer als die Anzahl der zu wählenden Personen, erhält jede Mitgliedsorganisation eine Stimmkarte, auf dem die Anzahl der Stimmen, die diese Organisation hat, angegeben ist. 

6.3.2   Abstimmungsverfahren

(i)  Zu Beginn der Konferenz wird ein Wahlprüfungsausschuss gewählt, der zuständig ist für die Überprüfung des Wahlvorgangs. Der Wahlprüfungsausschuss besteht aus fünf Delegierten aus fünf Mitgliedsorganisationen, die keine Kandidaten zur Wahl der Amtsträger stellen und deshalb dementsprechend repräsentativ für die alle Europäischen Regionen stehen. Das Büro unterbreitet der Konferenz einen Vorschlag auf Billigung der Mitgliedschaft im Ausschuss. 

(ii)  Bei der Anmeldung zur Konferenz werden die Delegierten aus jeder Mitgliedsorganisation gebeten, jeweils den Delegierten zu benennen, der als Hauptdelegierter für die Organisation der Handlungsbevollmächtigte ist. Die Aufgabe des Hauptdelegierten besteht darin, die Stimmkarten einzusammeln und für die Organisation abzustimmen. 

(iii)  Für jede Wahl erhält der Hauptdelegierte eine Stimmkarte, auf dem der Name der Organisation und die Anzahl der Stimmen, auf welche die Organisation Anspruch hat, angegeben ist. Diese Information steht auf der Stimmkarte und/oder ist im Strichkode der Stimmkarte angegeben.

(iv)  Der Hauptdelegierte wird aufgerufen, im Namen der Organisation für die Anzahl von Kandidaten zu stimmen, für die es bei der jeweiligen Wahl laut Stimmkarte freie Positionen gibt, indem der/die Name(n) des/der zu wählenden Kandidaten angekreuzt wird/werden. Der Hauptdelegierte muss für die Anzahl von Kandidaten, die mit der Anzahl der freien Positionen in der jeweiligen Wahl übereinstimmen, stimmen.

(v)  Die ausgefüllten Stimmkarten werden dem Wahlprüfungsausschuss übergeben, der die Stimmenauszählung überprüft. 

(vi)   Nach abgeschlossener Auszählung wird der Wahlprüfungsausschuss die Wahl der Kandidaten gemäß den oben angeführten Wahlvorschriften bestimmen und die Ergebnisse der Konferenz bekannt geben.   

6.3.3   Reihenfolge der Wahlen   

Die Wahlen erfolgen nach folgender Reihenfolge:
(i)  Die erste Wahl ist die Wahl für das Amt des EGBW-Präsidenten. Gibt es nur einen Kandidaten, gilt der Kandidat als gewählt. Gibt es mehr als einen (1) Kandidaten, wählen die Mitgliedsorganisationen, die abstimmen wollen, einen (1) Kandidaten. Der Kandidat, der als erster mindestens die Hälfte aller abgegebenen Stimmen plus eine Stimme auf sich vereint, gilt als gewählt. Gesetzt den Fall, dass kein Kandidat im ersten Wahldurchgang die erforderliche Mehrheit bekommt, kommt es zu einer Stichwahl zwischen den beiden Kandidaten, die im ersten Wahldurchgang die meisten Stimmen erhielten.

(ii)  Die zweite Wahl ist die Wahl für das Amt der stellvertretenden Präsidenten. Gibt es nur sechs (6) Kandidaten, die den Anforderungen gemäß Ziffer 6.2. (ii) der Satzung entsprechen, gelten diese als gewählt.  Gibt es mehr als sechs (6) Kandidaten, wählen die Mitgliedsorganisationen nur für sechs (6) Kandidaten. Um den Anforderungen gemäß Ziffer 6.2. (ii) der Satzung zu entsprechen, gilt der Kandidat aus einem Nicht-EU-/EFTA-Land, der die höchste Stimmenanzahl erhält, als gewählt. Um den Anforderungen gemäß Ziffer 6.2 (vi) der Satzung zu entsprechen, gelten zunächst die beiden Kandidatinnen (oder drei Kandidatinnen, falls der Präsident ein Mann sein sollte) mit der höchsten Stimmenanzahl als gewählt. Für die verbleibenden Plätze werden die Kandidaten mit der höchsten Stimmenanzahl gewählt.  

(iii)  Die dritte Wahl ist die Wahl eines oder mehrerer Mitglieds(er) aus jedem Land gemäß der o.g. Ziffer 6.2 (iii), (iv) und (v) der Satzung. Wenn die Anzahl der Kandidaten aus einem Land den Anforderungen gemäß der Ziffer 6.2 (iii), (iv) und (v) entspricht, gilt er/sie oder sie (Plural) als gewählt. Gibt es mehr als die erforderliche Anzahl von Kandidaten aus einem Land, wird zunächst gemäß den Anforderungen aus Ziffer 6.2 (iii), (iv) und (v) die erforderliche Anzahl gewählt. Die Mitgliedsorganisationen wählen die Anzahl von Kandidaten, die der Anzahl der freien Plätze entsprechen. Zuerst wird gemäß den Anforderungen aus Ziffer 6.2 (vi) der Satzung die erforderliche Anzahl von Kandidatinnen gewählt.

(iv)  Entspricht das Wahlergebnis nicht den Anforderungen der Satzung, wird auf der nächsten ordentlichen Sitzung des Ausschusses die Anzahl der erforderlichen Personen kooptiert, wobei die Mitgliedsorganisationen im Voraus um ihre Nominierungen gebeten werden. 

6.4 Dauer der Amtszeit 

(a) Die Dauer der Amtszeit für jedes Mitglied des Ausschusses beträgt vier Jahre und läuft ab: 

· am Ende der Konferenz; oder

· wenn eine Organisation, der das Mitglied angehört, nicht mehr Mitglied der Bildungsinternationale ist;  oder 

· wenn das Mitglied aus dem Ausschuss zurücktritt. 

(b) Ein Mitglied des Ausschusses, das in den Ruhestand tritt, kann wiedergewählt werden;

(c) Artikel 10 (e), (f), (g) der Satzung der Bildungsinternationale gilt für Mitglieder des Ausschusses. Bei Absetzung kann das betroffene Mitglied bei der Konferenz Einspruch einlegen: 

(d) Sollte eine Stelle frei werden, kann der EGBW-Ausschuss einen Ersatz benennen. Falls diese Position frei wird; 

(i) für die Position des Präsidenten wird bis zur nächsten Konferenz einer der  stellvertretenden Präsidenten zum Präsident ernannt;

(ii) für die Position eines stellvertretenden Präsidenten wird ein Mitglied des Ausschusses bis zur nächsten Konferenz ernannt;

(iii) für die Position des Schatzmeisters wird ein Mitglied des Ausschusses bis zur nächsten Konferenz ernannt;

(iv) Für andere freie Stellen sucht der Ausschuss eine Nominierung aus der nationalen Organisation des zu ersetzenden Mitglieds, die er ernsthaft in Erwägung zieht.

6.5 Beschlüsse

Über Entscheidungen bezüglich von Angelegenheiten, die aufgrund eines Beschlusses des Vorsitzenden ausschließlich die EU betreffen, dürfen nur die Vertreter von Organisationen aus EU-/EFTA-Ländern abstimmen.

7 DAS EGBW-BÜRO

7.1 Zusammensetzung

a) Das Büro setzt sich zusammen aus:

(i) Dem Pan-Europa-Präsidenten 
(ii) Den stellvertretenden Präsidenten
(iii) Dem Schatzmeister
(iv) Dem EGBW-Regionaldirektor 
(v) Den Mitgliedern des BI-Vorstands aus Europa, die nicht wahlberechtigte Mitglieder des Büros (ex-officio) sind.

(vi) Den Vorsitzenden der Ständigen Ausschüsse für Hochschulbildung und Forschung sowie Gleichberechtigung, die nicht wahlberechtigte Mitglieder des Büros (ex-officio) sind.

b) Über Entscheidungen bezüglich von Angelegenheiten, die aufgrund eines Beschlusses des Vorsitzenden ausschließlich die EU betreffen, dürfen nur die Vertreter von Organisationen aus EU-/EFTA-Ländern abstimmen.

7.2 Funktion und Sitzungen

Das Büro: 

(a) Leitet die Arbeitsvorgänge und Aktivitäten des EGBW zwischen den Ausschusssitzungen in Übereinstimmung mit den Beschlüssen und der Politik des Ausschusses;

(b) Bereitet die Sitzungen und Tagesordnungen des Ausschusses vor;

(c) Prüft zwecks Billigung die Jahresabschlüsse und unterbreitet der Konferenz Haushaltspläne und Vorschläge für zusätzliche Mitgliedsbeiträge vor; 

(d) Ist zuständig für die Einrichtung der Ständigen Ausschüsse, Beratungsorgane, Netzwerke und anderen beratende Gremien in Übereinstimmung mit den Beschlüssen des Ausschusses;

(e) Das Büro tritt mindestens viermal pro Jahr zusammen, die Sitzungen miteingeschlossen, die in Verbindung mit der Konferenz und dem Ausschuss abgehalten werden. 

8 EGBW-SONDERKONFERENZ

8.1 Funktion

Der EGBW hält zwei Jahre nach jeder ordentlichen Konferenz eine Sonderkonferenz ab, um über Angelegenheiten in Bezug auf die EGBW-Politik zu Bildungsthemen und Beschäftigungsfragen zu beraten und zu entscheiden. 

8.2 Zusammensetzung

Die Sonderkonferenz setzt sich aus dem EGBW-Ausschuss und höchstens zwei Vertretern aus jeder Mitgliedsorganisation zusammen.

8.3 Verfahren

Die Verfahren und Behandlung von Entschließungen auf der Sonderkonferenz sind gleich den Bestimmungen der vierjährlichen Konferenz. Die im Anhang Eins verabschiedete Geschäftsordnung ist auch für die Sonderkonferenz gültig.

8.4 Abstimmung

Für Entscheidungen über Angelegenheiten, die aufgrund eines Beschlusses des Vorsitzenden ausschließlich die EU betreffen, dürfen nur die Vertreter von Organisationen aus EU-/EFTA-Ländern abstimmen.

9 BERATENDE UND STÄNDIGE AUSSCHÜSSE, NETZWERKE, FOREN UND ARBEITSGRUPPEN

9.1 Einrichtung

Der Ausschuss kann diese beratenden Ausschüsse, Netzwerke, Foren und Arbeitsgruppen  einsetzen, wenn diese von Zeit zu Zeit zwecks Beratung über spezielle Themen oder Sektoren erforderlich sind. Der Ausschuss legt die Zusammensetzung und Aufgabenbereiche dieser Gremien sowie die Dauer ihrer Tätigkeit fest.  

9.2 EGBW-Status des Frauenausschusses:

(a) Der EGBW-Status des Frauenausschusses (ESFA) ist ein sich ständiger beratender Ausschuss, der aus weiblichen Mitgliedern des EGBW-Ausschusses besteht.

(b) Der ESFA tritt unmittelbar vor jeder ordentlichen Sitzung des EGBW-Ausschusses zusammen.

(c) Der ESFA berät den EGBW-Ausschuss und das Büro in Bezug auf Angelegenheiten, die Mädchen und Frauen im Bildungssektor betreffen. 

(d) Auf seiner ersten Sitzung nach der vierjährlichen EGBW-Konferenz wählt der ESFA eine Vorsitzende unter seinen Mitgliedern. Im Falle einer freien Stelle für das Amt der Vorsitzenden zwischen den Konferenzen wird auf der nächsten Sitzung die Position mittels Wahlen besetzt. 

(e) Der Vorsitz teilt dem Ausschuss seine Meinungen oder Ratschläge mit, die der ESFA als wichtig für den Ausschuss ansieht.

9.3 Ständige Ausschüsse für Hochschulbildung und Forschung sowie für Gleichberechtigung: 

(a) Es werden zwei Ständige Ausschüsse, einer für Hochschulbildung und Forschung und einer für Gleichberechtigung, eingerichtet. 

(b) Der Ständige Ausschuss für Hochschulbildung und Forschung setzt sich jeweils aus einem Vertreter pro Organisation, welche die Lehrergemeinde in der postsekundären Bildung und/oder im Forschungssektor vertritt, zusammen.

(c) Der Ständige Ausschuss für Gleichberechtigung setzt sich jeweils aus einem Vertreter pro Mitgliedsorganisation zusammen.

(d) Auf der ersten Sitzung eines jeden Ständigen Ausschusses nach der EGBW-Konferenz wählen die Ständigen Ausschüsse einen Vorsitzenden und stell​vertretenden Vorsitzenden gemäß den nachstehend vorgeschriebenen Verfahren.

9.4 Verfahren zur Wahl des Vorsitzenden und des/der stellvertretenden Vorsitzenden der  Ständigen Ausschüsse

(a) Die Wahlen müssen auf eigens einberufenen Sitzungen der Ständigen Ausschüsse abgehalten werden. 

(b) Die Ankündigung der Sitzung und Tagesordnung muss auf die Wahlen hinweisen.

(c) Folgende Verfahren müssen eingehalten werden:

(i) Bei der Ankündigung der Sitzung wird um Nominierungen für den Vorsitz aus Mitgliedsorganisationen gebeten. Die Nominierungen müssen dem Sekretariat schriftlich vor der Eröffnung der Sitzung vorgelegt werden. 

(ii) Zu Beginn der Sitzung liest der scheidende Vorsitzende die Liste der Nominierungen für den Vorsitzenden, die von den Mitgliedsorganisationen eingereicht wurde, vor. Sollten keine Nominierungen vor der Sitzung eingereicht worden sein, können die Mitgliedsorganisationen in ihrem Namen die Nominierungen mündlich am Anfang der Sitzungen einreichen. In diesem Fall schließt der Vorsitzende die Nominierungen ab, wenn keine weiteren Nominierungen eingereicht werden.

(iii) Falls nötig, wird ein Termin für die Abhaltung der Wahl festgesetzt, auf keinem Fall aber früher als eine Stunde nach dem Ende der Nominierungen. 

(iv) Der Vorsitzende ernennt zwei Stimmenauszähler, welche mit der Leitung der Wahl unter den nicht nominierten Mitgliedern des Ausschusses beauftragt sind. Sie werden von einem Mitglied des Sekretariats unterstützt. 

(v) Es wird eine Stimmkarte vorbereitet, auf der alle nominierten Kandidaten in alphabetischer Reihenfolge ihrer Nachnamen (Familiennamen) aufgeführt sind.

(vi) Die Stimmenauszähler händigen jedem Mitglied des Ausschusses eine Stimm​karte aus. 

(vii) Jedes Mitglied des Ausschusses muss mit einem X den Namen des Kandidaten, den sie wählen möchten, ankreuzen.

(viii) Die Stimmenauszähler sammeln die ausgefüllten Stimmkarten von den Mitgliedern des Ausschusses ein. 

(ix) Die Stimmenauszähler zählen die Stimmkarten und teilen das Wahlergebnis dem scheidenden Vorsitzenden mit. 

(x) Der scheidende Vorsitzende verkündet die Ergebnisse der Wahl. 

(xi) Bei Stimmengleichheit findet eine Stichwahl nach demselben Prinzip zwischen den Kandidaten mit der gleichen Anzahl an Stimmen statt. 

(xii) Dieselben Verfahren gelten für die Wahl der stellvertretenden Vorsitzenden.

10 PRÄSIDENT, STELLVERTRETENDE PRÄSIDENTEN UND    SCHATZMEISTER

(a) Der Präsident ist der höchste Vertreter des EGBW.

(b) Der Präsident, oder in seiner/ihrer Abwesenheit einer der stellvertretenden Präsidenten, ist mit folgenden Aufgaben betraut:

(i) Vorsitz der EGBW-Konferenzen;

(ii) Leitung der Sitzungen des Ausschusses und des EGBW-Büros;

(iii) Vertretung des EGBW nach außen;

(iv) Verbindung zum BI-Vorstand.

(c) Der EGBW-Schatzmeister ist dem EGBW-Ausschuss für die Finanzen rechenschaftspflichtig und insbesondere für  die Empfehlungen für zusätzliche EGBW-Beiträge und die damit verbundenen Ausgaben. Er/sie ist mit folgenden Aufgaben betraut:

· Kontrolle der Einnahmen- und Ausgabenkontoführung des EGBW-Regionaldirektors;

· Vorlegung der Jahresabschlüsse beim EGBW-Ausschuss.

11 SEKRETARIAT

11.1 Aufgaben und Zuständigkeiten


       Der EGBW-Regionaldirektor unterstützt die EGBW-Struktur und setzt die Beschlüsse der Konferenz, des EGBW-Ausschusses und des EGBW-Büros um. Er/sie ist mit folgenden Aufgaben betraut:

(a) Vorlegung von Berichten bei der Konferenz, dem Ausschuss und dem Büro;

(b) Ausarbeitung von Vorschlägen zu sämtlichen für den EGBW relevanten politischen Themen, über die die EGBW-Organe beraten;

(c)  Umsetzung der Beschlüsse der EGBW-Organe;

(d) Fungiert als Verbindungsglied zu den Mitgliedsorganisationen; 

(e) Fungiert als Verbindungsglied zum Europäischen Gewerkschaftsbund und wird als Vertreter des EGBW in dieses Organ bestellt;

(f)  Fungiert als Verbindungsglied zu den Institutionen der Europäischen Union und vertritt den EGBW in den entsprechenden Sitzungen von diesen Organen;

(g) Einberufung und Vorbereitung der Sitzungen der EGBW-Organe;

(h) Aufbewahrung der Protokollaufzeichnungen der EGBW-Organe;

(i)   Vorlage der Tätigkeitsberichte bei den EGBW-Organen;

(j)   Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben der EGBW-Organe unter Aufsicht des Schatzmeisters;

(k) Gewährleistet, dass die entsprechenden Finanzunterlagen und –berichte den Rechnungsprüfern zur Verfügung gestellt werden.

(l)   Leitung des EGBW-Sekretariat unter der allgemeinen Aufsicht des BI-Generalsekretärs und bestmögliche Verwendung die Human- und Finanzressourcen;

(m)  Vorlage der Berichte über die EGBW-Finanzen, Programme und Aktivitäten beim BI-Generalsekretär und dem BI-Vorstand.

11.2 Ernennungen

(a) Der Regionaldirektor wird vom BI-Generalsekretär im Einklang mit den Bestimmungen der BI-Satzung ernannt. 

(b) Der EGBW-Ausschuss wählt in einem von ihm bestimmten, offenen, gerechten und transparenten Auswahlverfahren einen geeigneten Kandidaten für die Ernennung zum Regionaldirektor aus. Der auf diese Weise gewählte Kandidat wird dem BI-Generalsekretär für die Ernennung empfohlen. 

(c) Im Falle von Meinungsverschiedenheiten bei der Ernennung eines Regionaldirektors wird die Angelegenheit dem BI-Vorstand zur Untersuchung vorgelegt. 

12 FINANZEN


12.1 Finanzierung des EGBW

     Die Arbeitsbereiche und Aktivitäten des EGBW werden wie folgt finanziert:

(a) Aus dem Anteil aller Beiträge der BI, die für die Unterstützung der BI- und EGBW-Programme und Aktivitäten in Europa bestimmt sind;

(b) Diese Zusatzbeiträge werden gemäß Artikel 20 der BI-Geschäftsordnung erhoben; und

(c) Eine zusätzliche Finanzierung von Projekten und Programmen kann von Zeit zu Zeit von externen Sponsoren und Geldgebern sowie anderen Organisationen stammen.

12.2 Zusatzbeiträge

(a) Zusätzliche von Mitgliedsorganisationen zu entrichtende Mitgliedsbeiträge werden von der Konferenz auf einer Pro-Kopf-Grundlage gemäß Artikel 20 der Geschäftsordnung der Bildungsinternationale festgesetzt. 

(b) Die Höhe der Zusatzbeiträge wird von der EGBW-Konferenz basierend auf einem Prozentsatz der allgemeinen BI-Beiträge festgesetzt und wird für die Organisationen aus EU-/EFTA-Ländern anders berechnet als für die aus Nicht-EU-/EFTA-Ländern. 

(c) Sämtliche Zusatzbeiträge sind an die Bildungsinternationale vor dem 30. Juni eines jeden Jahres zu entrichten und werden für die Mitgliedschaft ab 31. Dezember des vorangegangenen Jahres gerechnet. 

(d) Jede Organisation, die ohne Genehmigung des Ausschusses mit ihren zusätzlichen Mitgliedsbeiträgen mehr als zwölf (12) Monate im Rückstand ist, muss dem BI-Vorstand genannt werden, der die Organisation in Übereinstimmung mit den Bestimmungen der BI-Satzung suspendieren kann.

(e) Ist eine Mitgliedsorganisation aufgrund außergewöhnlicher Umstände nicht in der Lage, ihren finanziellen Verpflichtungen nachzukommen, kann der Ausschuss dem Vorstand der Bildungsinternationale gemäß Artikel 19 (c) der Satzung empfehlen, eine Fristverlängerung, eine vorübergehende Reduzierung oder in extremen Fällen eine vorübergehende Zahlungsbefreiung dieser zusätzlichen Beiträge zu gewähren. 

12.3 Rechnungsprüfung

(a) Die Geschäftsbücher des EGBW sind jährlich von einem externen professionellen Wirtschaftsprüfungsunternehmen zu überprüfen, das seinen Jahresbericht dem EGBW-Ausschuss und alle vier Jahre einen Bericht der Konferenz vorlegt. 

(b) Die Konferenz ernennt auch Vertreter von Mitgliedsorganisationen, die als interne Laienrechnungsprüfer tätig werden können.

(c) Diese Vertreter haben kein anderes Amt innerhalb der EGBW-Führungsstrukturen inne.

(d) Sie überprüfen die Einnahmen und Ausgaben des EGBW und geben der Konferenz und dem Ausschuss Rechenschaft ab in Form eines Berichts und informieren über die Umsetzung der von den EGBW-Führungsstrukturen verabschiedeten Finanzpolitik.

(e) Sie legen dem Ausschuss und jeder ordentlichen Konferenz einmal im Jahr einen Bericht vor.

13 OFFIZIELLE SPRACHEN

Die offiziellen Sprachen des EGBW sind Englisch, Französisch, Spanisch, Deutsch und Russisch. Die EGBW-Aktivitäten werden gewöhnlich auf Englisch und Französisch übersetzt. Übersetzungen auf Spanisch, Deutsch, Russisch oder eine andere europäische Sprache können auf Konferenzen und Sitzungen angeboten werden, wenn sie alle oder eine dieser Sprachen aufgrund des Austragungsortes oder der Teilnehmer  an der Sitzung oder Konferenz für erforderlich betrachtet werden und sofern es die für die Sitzung oder Konferenz verfügbaren finanziellen Mitteln erlauben. 

Unterlagen werden gewöhnlich auf Englisch und Französisch herausgegeben, können aber auch in andere als erforderlich angesehene Sprachen übersetzt werden, sofern es die Umstände oder die finanziellen Mittel erlauben. 

14 INTERPRETATION DER VORLIEGENDEN SATZUNG ODER GESCHÄFTSORDNUNG

Die Satzung und Geschäftsordnung werden in den offiziellen Sprachen des EGBW veröffentlicht. Im Zweifelsfall ist bei Interpretationsfragen zu der vorliegenden Satzung oder Geschäftsordnung die englische Fassung die rechtsgültige.  
ANHANG:

GESCHÄFTSORDNUNG/VORSCHRIFTEN IN BEZUG AUF DIE DEBATTE BEI DER EGBW-KONFERENZ ODER DEM EGBW-AUSSCHUSS

(a) Ein Delegierter oder Mitglied des Ausschusses darf nur ein einziges Mal bei der Debatte sprechen, es sei denn, der Ausschuss oder die Konferenz haben etwas anderes vereinbart. Der Vertreter eines Konferenzausschusses, der einen Bericht vorlegt oder ein Antragsteller eines Antrags, eines Beschlusses oder eines Änderungsantrags (Verfahrensanträge ausgenommen) hat das Recht, am Ende der Debatte Fragen zu seinen Punkten zu beantworten.

(b) Ein Redeantrag muss beim Vorsitzenden gestellt werden, es sei denn, es besteht ein Zusammenhang mit der Geschäftsordnung oder der Verfahrensordnung. Auf der Konferenz muss ein solcher Antrag schriftlich gestellt werden. Wenn auf der Konferenz ein Delegierter vom Vorsitzenden zum Reden aufgefordert wird, kann er sein Rederecht an ein anderes Mitglied aus seiner eigenen Gewerkschaftsdelegation abtreten.

(c) Der Vorsitzende entscheidet über die Reihenfolge, in der die Redner aufgerufen werden, um so für Ausgewogenheit bei der Debatte zu allen Themen oder Beschlüssen zu sorgen. 

(d) Der Vorsitzende kann zu jeder Zeit während der Debatte den Redner zur Ordnung rufen, wenn die Ausführungen des Redners dem zur Debatte stehenden Thema nicht dienlich sind oder wenn der Redner die ihm zugestandene Redezeit überschreitet oder wenn der Redner in anderer Weise gegen die vorliegende Geschäftsordnung/Vorschriften bezüglich der Debatte verstößt.

(e) Der Regionaldirektor hat das Recht, über jedes Thema zu sprechen. 

(f) Beschlüsse oder Vorschläge zur Erörterung seitens des Ausschuss der Mitgliedsorganisationen oder anderen Ausschüssen müssen dem Ausschuss schriftlich vorgelegt werden. 

(g) Beschlussfassungen (Anträge/Vorschläge), die der Konferenz gemäß dem vorgeschriebenen Verfahren von Mitgliedsorganisationen oder vom Ausschuss vorgelegt werden müssen, dürfen der Konferenz nur von den akkreditierten Delegierten oder den Mitgliedern des Ausschusses vorgetragen werden, damit sie vor einer Konferenz zur Debatte zugelassen werden können.

(h) Der Antragsteller muss die Beschlussfassung vortragen, wenn sie der Konferenz vorgelegt wurde.

(i) Änderungsanträge zu Beschlüssen, die der Konferenz gemäß dem vorgeschriebenen Verfahren von Mitgliedsorganisationen oder vom Ausschuss vorgelegt werden, dürfen ebenfalls nur von den akkreditierten Delegierten oder den Mitgliedern des Ausschusses vorgetragen werden, damit sie vor einer Konferenz zur Debatte zugelassen werden können. 

(j) Änderungsanträge zu einem Beschluss müssen unmittelbar nach dem Vortrag des Antragsstellers debattiert werden.  

(k) Jeder Änderungsantrag muss abgeschlossen sein, bevor der nächste behandelt werden darf. 

(l) Jeder Delegierte kann nur ein einziges Mal zu einer Beschlussfassung oder zu einem dazugehörigen Änderungsantrag, die der Sitzung vorliegen,  das Wort ergreifen, mit Ausnahme des Antragstellers der Beschlussfasung, der einmal zur Beschlussfassung selbst und zu jedem dazugehörigen Änderungsantrag das Wort ergreifen darf. Der Antragsteller kann während der Debatte zur Beschlussfassung (oder zu den wichtigen Punkten der Beschlussfassung) Antwort geben, bevor über die Beschlussfassung abgestimmt wird. 

(m) Der Antragsteller einer Beschlussfassung hat das Recht, fünf Minuten lang zu sprechen, wenn er die Beschlussfassung vorträgt. Sämtliche darauf folgende Redebeiträge zur Debatte über eine Beschlussfassung oder über Änderungsanträge dürfen höchstens drei Minuten dauern.  

(n) Unter Berücksichtigung des Interesses und, um verschiedene auf der Tagungsordnung stehende Geschäftspunkte abschließen zu können, kann der Vorsitzende, mit Zustimmung der Konferenz oder des Ausschusses, die Dauer der zugestandenen Redezeit des Redners verkürzen 

(o) Nachdem der Antragsteller der Beschlussfassung oder des Änderungsantrags gesprochen hat, wird der Vorsitzende abwechselnd Redner für und gegen die Beschlussfassung oder den Änderungsantrag auswählen. Wenn im Verlauf der Debatte keine weiteren Redean​träge zur Beschlussfassung oder dem Änderungsantrag gestellt werden, kann der Vorsitzende unmittelbar danach zur Abstimmung über die Beschlussfassung oder den Änderungsantrag aufrufen.

(p) Die Debatte zu einer Fragestellung vor der Konferenz kann jederzeit durch Antrag zur Geschäftsordnung oder Verfahrensfrage abgebrochen werden. Der Vorsitzende wird unverzüglich eine Entscheidung zu einem Antrag zur Geschäftsordnung treffen. 

Ein Antrag, der eine Entscheidung des Vorsitzenden erfordert, wird unmittelbar zur    

Abstimmung vorgelegt. 

Ein Antrag zur Geschäftsordnung kann gestellt werden, um

(i) die Sitzung zu vertagen;
(ii) die Debatte zu vertagen;

(iii) die Debatte zu beenden und/oder über den zur Debatte stehenden Punkt abzustimmen;

(iv) mit dem nächsten Tagesordnungspunkt fortzufahren.

Der oben genannte Fall, aber auch jeder andere Antrag zur Geschäftsordnung wird unverzüglich zur Abstimmung vorgeschlagen, es sei denn, die Delegation, die die Beschlussfassung zur Debatte vorgelegt hat, macht von ihrem Antwortrecht Gebrauch. 

ANHANG:

ÜBERGANGSREGELUNGEN FÜR DAS PERSONAL

(a) Es muss eine Übergangsregelung ausgearbeitet werden, die es ermöglicht, die Beschäftigung des derzeitigen Generalsekretärs des EGBW fortzuführen. Es muss für den neuen Ausschuss die Möglichkeit bestehen, ihn persönlich zur Empfehlung an den BI-Generalsekretär auszuwählen, damit er für eine erste Amtszeit der neuen einheitlichen EGBW-Struktur zum Regionaldirektor ernannt werden kann (oder bis zu seinem Austritt oder Ruhestand, falls früher).

(b) Der EGBW-Mitarbeiterstab wird weiterhin vom EGBW nach einer mit anderen BI-Regionalbüros vergleichbaren Personalregelung beschäftigt. Dadurch werden ihre Beschäftigungsbedingungen nicht nachteilig geändert. 

Beschlussvorschlag 4 (Lararforbundet, Sweden)
“Beschluss zu der neuen Satzung”

Das ETUCE-Kommittee, das im Rahmen der neuen Satzung gegründet wird, hat die Umsetzung der neuen Satzung und deren Strukturen zu überwachen, um der nächsten ETUCE-Konferenz darüber Bericht erstatten zu können. Das ETUCE- Kommittee sollte der Konferenz nur solche Vorschläge für Änderungen an der Satzung unterbreiten, die das Kommittee zurzeit für angemessen und erforderlich hält.
Vorgelegt von: Lararforbundet (Sweden)
Zusammenfassung der Vorschläge zu einer neuen Satzung der Europäischen Region/ETUCE:-

Eine einheitliche Struktur
· Mit dieser Satzung wird eine einheitliche regionale Struktur in Europa erschaffen, mit der Unterstützung eines einziges Sekretariats.

· Diese neue Struktur hat den Namen ETUCE. 

Zielsetzungen und Ziele
· Die Zielsetzungen und Ziele einer regionalen Struktur werden zusammengefasst, um die Einheitlichkeit  der Struktur zu betonen. Allerdings finden sie der Reihe nach statt, wobei dabei jedoch klar erkennbar ist, dass ein Unterschied zwischen denen, die in Beziehung zu den Arbeitsbereichen der EU stehen und den Anderen, gemacht wird.
Selbständigkeit
· Die neue Struktur wird auch weiterhin selbständig sein, in Hinsicht auf ihre Handlungsweise gegenüber der EU. Die Entscheidungen zu Themen, die nur die Länder der EU betreffen, werden weiterhin mittels Abstimmung der Mitgliederorganisationen dieser Länder getroffen. 

· Die neue Struktur wird selbständig bleiben hinsichtlich der Bestimmung und Implementierung  der regionalen Strategien und Programme, der Vertretung der Bildungsinternationale in Form der europäischen Mitgliedschaft zur EU und sonstigen europäischen Institutionen, sowie die Schaffung eines Haushaltsetats und zusätzlicher Mitgliedschaftsbeiträge. Die Ausübung einer derartigen Selbständigkeit muss im Einklang mit der Verfassung der Bildungsinternationale und den Satzungen stehen. 

Sekretariat
· Der neue Struktur wird nur ein einziges Sekretariat haben. Dadurch haben die Mitgliederorganisationen und externen Institutionen eine Anlaufstelle in Bezug auf europäische Angelegenheiten. 

· Das Sekretariat wird neu organisiert und seine Verbindungen mit dem weltweiten Sekretariat der Bildungsinternationale werden formalisiert, um die Dienstleistungen, welche die europäischen Mitgliederorganisationen erhalten, zu verbessern. 

· BI stellt einen Koordinator zur Verfügung, der den leitenden Beamten bei seiner Arbeit in Bezug auf die EU unterstützt.

· Die Mitgliederorganisationen werden auch weiterhin die gleiche Unterstützung und Dienstleistungen von der neuen ETUCE  erhalten, wie die, die sie zurzeit von BI Europa und ETUCE erhalten. 

· Die Mitarbeiter der regionalen Struktur sind Angestellte der Europäischen (ETUCE) regionalen Niederlassung. Dadurch werden sie Angestellte der BI, und haben damit all ihre Absicherungen und Stabilitäten, die dieser Status mit sich führt. 

Ernennung des leitenden Beamten
· Der neue ETUCE-Ausschuss wählt den leitenden Beamten der regionalen Struktur, der den Titel eines Regionaldirektors erhält. Dieses Amt ersetzt die Ämter des EIE-leitenden regionalen Koordinators und des ETUCE-Generalsekretärs. 

Beziehungen zur EU
· Die neue ETUCE wird sich auch weiterhin an EU-Projekten beteiligen sowie weiterhin  finanzielle Unterstützung von der EU auf der gleichen Grundlage wie von der derzeitigen ETUCE und BI erhalten.
· Die neue Struktur ist als Partner der Lehrergemeinde ihr Vertreter auf EU-Ebene bei den sozialen Dialogabläufen.

· Die Auswahl der Mitgliederorganisationen zur Beteiligung an EU-Projekten als Partner wird  transparent sein, mit überarbeiteten interen Verfahrensabläufen und Praktiken. Die Auswahl der Organisationen wird auf transparenten Kriterien basierend mit Zustimmung der leitenden Strukturen getroffen. 
· Mitglieder von Organisationen auβerhalb der EU werden die Gelegenheit bekommen,  an Debatten und Besprechungen über Strategien und Entscheidungen teilnehmen zu können, die in Bezug zu den Beziehungen der EU zu anderen Mitgliederorganisationen stehen. Sie werden sämtliche  Informationen zu den Abläufen der EU erhalten. 

ETUC
· Die neue Struktur wird der Branchenverband für die Pädagogen in der ETUC sein. ETUC erkennt bereits heute Organisationen mit ähnlichen Strukturen für diese Ziele an. 

Zusätzliche Beträge
· Alle zusätzlichen Beträge  in Europa werden der neuen Struktur zur Verfügung stehen und können deshalb in einer effizienteren, verständlicheren und transparenteren Art und Weise beantragt werden.

· Die Beiträge für Mitgliederorganisationen auβerhalb der EU werden nicht mehr als die vorgesehenen allgemeinen Erhöhungen der Beitragssätze ansteigen. Sie müssen nicht die gleichen Beiträge wie die Organisationen aus den EU-Ländern bezahlen. (Siehe Anhang)

Gleichberechtigung der Geschlechter
· Die überarbeitenen Wahlvorschläge verbessern die Bereitstellung von für Frauen vorgesehene Stellen.

Ständige Ausschüsse
· Die Struktur und die Verfahrensabläufe für die zwei Ständigen Ausschüsse für Gleichberechtigung und höhere Bildung und Forschung erhalten eine satzungsmäβige Grundlage in der neuen Satzung.
Die Verfassung der Bildungsinternationale
· Die vorgeschlagene Satzung ist im Einklang mit der BI-Verfassung zu sehen. Die letzte Hürde bei ihrer Verabschiedung ist, dass der weltweite BI-Vorstand ihr zustimmen muss.
Sonstiges
· Der Entwurf der Satzung beschreibt die Verfahrensabläufe und Praktiken für die regionale Struktur sehr detalliert, mit der Absicht, die Deutlichkeit und Transparenz in Bezug auf die Arbeitsweise der Strukturen durch Einbeziehung der Einzelheiten, die nicht in die Satzung aus dem Jahr 2003 aufgenommen wurden, zu verbessern. Dadurch werden die Informationen zu den Strukturen und Arbeitsabläufen einer regionalen Struktur allen Mitgliederorganisationen zur Verfügung gestellt, was auch erforderlich ist, um ihre Teilnahme zu fördern.
ANHANG:-ZAHLUNG DER BEITRÄGE
1. Die BI-Beitragssätze werden für alle Länder alle vier Jahre vom Weltkongress festgelegt.

2. Die weltweiten Beitragssätze werden für jede Mitgliederorganisation unter Bezugnahme auf  die BSP/BIP desjenigen Landes festgelegt, in dem die Organisation ihren Sitz hat. Alle  Organisationen aus Ländern mit einem BSP/BIP von USD$ 13,331 oder höher zahlen den maximalen Beitrag, welcher 1.294  Euro pro Mitglied für das Jahr 2009 beträgt. Organisationen aus Ländern mit einem BSP/BIP unterhalb dieser Höhe zahlen einen Beitragssatz, der sich aus der Bruchzahl 1/13331 des BSP/BIP ihres Landes errechnet, wobei der Mindestsatz O.O35 Euro beträgt.

3. Zurzeit werden die getrennten zusätzlichen Beitragszahlungen an BI Europa und ETUCE für eine Mitgliederorganisation in Europa mit dem Prozentsatz derBI-weltweilten Beitragssätze errechnet, der bei der Mitgliederorganisation basierend auf dem  BSP/BIP des Landes, in dem die Organisation ihren Sitz hat, angewendet wird. Der Prozentsatz beträgt 25% an ETUCE und 7.085% an EIE.

4. In dem neuen Vorschlag wird dieses System weiterhin angewendet. 

5. Mitgliederorganisationen innerhalb der EU/EFTA-Zone werden Beiträge in Höhe von  32,085% ihrer weltweiten Beiträge an die neue ETUCE zahlen, wobei es sich um den gleichen Betrag handelt, den sie an EIE und ETUCE unter der jetzigen Struktur zahlen. (25% + 7.085%)

6. Mitgliederorganisationen auβerhalb der EU/EFTA-Zone werden Beiträge in Höhe von  7,085% ihrer weltweiten Beiträge an die neue ETUCE zahlen, wobei es sich um den gleichen Betrag handelt, den sie an EIE unter der jetzigen Struktur zahlen. 
7. Der wesentlich höhere Beitrag, den die  Organisationen innerhalb der EU/EFTA-Zone zahlen, wird auf der Grundlage gerechtfertigt, dass diese bedeutend mehr Dienstleistungen erhalten, bedingt durch die Erfordernis, sich bei Problemen an die Europäische Union zu  wenden.
8. Beispiele

	NUT – UK (EU/EFTA) 2009 Beiträge
Jetziges System: BI  BIEuropa (7.085%) ETUCE (25%)
Max. Beitragssatz 1.294 Euro 377.747 Euro 26.857 Euro 94.583 Euro 
Gesamtbetrag: EI+EIE+ETUCE = 499.187 Euro ( EIE+ETUCE = 121.440 Euro)

	Vorgeschlagenes System: BI ETUCE (32.085%) insgesamt

Max. Beitragssatz 1.294 Euro 377.747 Euro 121.440 Euro = 499.187 Euro

	Aus diesem Grund verändert sich der Gesamtbetrag der zu zahlenden Beiträge mit NUT bei dem vorgeschlagenen System nicht.

	Albanien – SPASH (Nicht-EU/EFTA) 2009 Beiträge

Jetziges System: BI BIEuropa (7.085%) ETUCE (0%)

Reduzierter Beitragssatz 0.22 Euro 2.052 Euro 148 Euro Nicht zutreffend

Gesamtbetrag: BI + EIE = 2.200 Euro 

	Vorgeschlagenes System: BI ETUCE (7.085%) insgesamt

Reduzierter Beitragssatz 0.22 Euro 2.052 Euro 148 Euro Nicht zutreffend

	Aus diesem Grund verändert sich der Gesamtbetrag der zu zahlenden Beiträge mit NUT bei dem vorgeschlagenen System nicht.


Beschlussvorschlag 5 (SNES-FSU, Frankreich)

"Beschluss eingereicht von SNES-FSU”

1. Die Änderung der Statute einer Gewerkschaftsorganisation ist eine heikle Angelegenheit, die nicht so einfach durch eine Präsentation von "Packeten" in der Form eines Beschlusses, dabei ist auch der Text zu der vorgeschlagenen Satzung miteingeschlossen, welcher vom Paneuropäischen Ausschuss / Vorstand am 12. Oktober in Brüssel abgelehnt wurde, umzusetzen ist.
2. Die Vollversammlung versichert, dass die jetzigen Statute / Satzungen nach wie vor die maβgeblichen sind und angewendet werden sollten. Jegliche weitere Verbesserung oder Änderung an den Statuten/Satzungen sollte zum Tagesordnungspunkt des neu gewählten Paneuropäischen Ausschusses/Vorstandes werden.

Vorgelegt von: SNES-FSU (Frankreich)
Beschlussvorschlag 6 (Danmarks Laererforening, Dänemark)

"Beschluss eingereicht von Danmarks Laererforening”

Eventuellen Änderungsanträgen zu den EIE/ETUCE-Satzungen sollte nur dann zugestimmt werden, wenn diese eine breite Unterstützung bei den Europäischen Lehrerorganisationen finden.

Vorgelegt von: Damarks Laererforening (Dänemark)
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